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„Luft oder Eigentum“
Umweltministerin Angela Merkel (CDU) über Kat-Pflicht für Autos
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SPIEGEL: Frau Merkel, dasCDU-
Präsidium hat beschlossen, daß v
Jahr 2000 an inDeutschland kein
Autos ohnegeregelten Katalysato
fahrensollen. Wiesoll dasgehen?
Merkel: Wir prüfen verschieden
Möglichkeiten. Vermutlich wird
man in fünf Jahren einAuto ohne
Katalysator nicht mehr verkaufen
können,weil die Neu- und Wieder
zulassung nicht möglich ist. Viel-
leicht kommenauchAutos, die älter
als zehnJahresind undkeinen Kat
haben,nicht mehrdurch den TÜV.
Umweltschützerin Merkel
„Verbot noch in dieser Legislaturperiode“
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Arbeitsminister Blüm
„In einer Abwehrschlacht“
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SPIEGEL: Wäre Ihnen eingenerelles
Verbot fürkatalysatorloseAutos lie-
ber?
Merkel: Natürlich. Für dieUmwelt
wäre es das beste. Das Problemist,
daß noch1992 Neuwagen verkauf
worden sind, die keinen Katalysat
hatten.Deshalb überlegenwir, wie
man denengerecht werdenkann,
derenAuto im Jahr2000gerade ers
achtJahre altist.
SPIEGEL: Was schlagen Sievor?
DER SPIEGEL 30/1995
Merkel: Vielleicht brauchen wir für
diese Fälle eine Übergangsfrist bi
zum Jahr2002oder 2003. Bisdahin
sind selbst dieneuesten Wagenohne
Katalysator zehnoder elf Jahre alt
Das ist ungefähr die mittlere Le
bensdauereinesAutos.
SPIEGEL: Läuft das nicht auf Enteig
nung hinaus? Es werden ja Eige
tumsrechte verletzt.
Merkel: Nicht unbedingt. Auchheu-
te wird schließlich einAuto nicht zu-
gelassen, wenn esAbgasnormen
oder Sicherheitsbestimmungen nic
erfüllt. Wenn jemand
aus der Industrie gro
gegen den Stand der
Technik verstößt, mu
er auch seineAnlage
erneuern. Außerdem
geht es nicht um ei
Totalverbot von heute
auf morgen. Wir müs
sen zwei Güter –saube-
re Luft einerseits und
das Eigentum der Au
tofahrer andererseits
abwägen.
SPIEGEL: Wannsoll das
Verbot kommen?
Merkel: Noch innerhalb
dieser Legislaturperi
ode, so frühzeitig, daß
sich Verbraucher und
Hersteller rechtzeitig
umstellen können.
SPIEGEL: Gehen Ihre
Pläne nicht zuLasten
einkommensschwache
Pendler?
Merkel: Im Jahre2000
werden mehr ältere
und damitbilligere Ge-
brauchtwagen mit gere
geltem Katalysator au
dem Markt sein. Ver-
mutlich können auch
ältere Autos bisdahin für einpaar
hundert Marknachgerüstetwerden.
Das finde ichzumutbar.
SPIEGEL: Sind Sie für staatliche Ab
wrackprämienoder Fördermittel für
Nachrüstungen?
Merkel: Mit solchenZuschüssen be
vorzugen wir nur diejenigen, diesich
dem technischen Fortschritt beso
ders langeverschlossenhaben. Da
für kann ich keinenGrund erken-
nen.
S o z i a l s t a a t

Rutsche
nach unten
Statt Umbau des Sozialstaats ein
Geiz-Programm: Die Bonner Pläne
zur Sanierung des Sozialetats ver-
schieben nur die Kosten.

on allen Seitenbedrängt – so fühl
sich ArbeitsministerNorbert BlümVam wohlsten.

Die letzten Tage vor der Sommerpa
se war es mal wieder so weit. Die Spa
pläne des CDU-Mannes bei derArbeits-
losenhilfe ließensich kaum inUmrissen
erkennen, dadroschenSPD, Gewerk-
schaften und sogar ein verspreng
Fähnlein von derCDU-Linken schon
auf ihn ein. „Ich bin in einer Abwehr
schlacht“, ächzte Kämpe Blüm lustvol

Er meint dasganz anders, als es an
kommt. Blüm sieht sich nicht als Spar-
vogt, der mit harter Hand dieBegehr-
lichkeit der Nutznießer desSozialstaats
zügelt. Seine Abwehrschlacht führt d
Arbeitsminister gegen hartgesottene
Arbeitgeber,gesellschaftspolitische Re
aktionäre in FDP undCDU/CSU und
gegenTheoWaigel.

Als gelungen preist Blüm seine Ta
tik, auf Druck zumAbbau desSozial-
staats biegsam zureagieren, umSchlim-
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meres zu verhüten. Seit Jahrenzieht er
nach jederAttackeBilanz. Stetskommt
er zu dem Ergebnis, das Bestmögliche
erreicht zuhaben.

Genausopositiv schnitt in der vergan
genen Woche auch Gesundheitsminis
Horst Seehofer (CSU) ab –ebenfalls
nach eigener Einschätzung. „Mind
stens 2,2 MilliardenMark“ will er den
Gemeinden bei derSozialhilfeersparen
ohne rigorosen Sozialabbau, verspric
der Minister.

Wohlfahrtsverbände, Kommunen
und vor allem die SPDsehen daszwar
ganz anders. Doch der reformerprob
Gesundheitsminister führt ebenfallsver-
nünftige sozialpolitischeArgumente an

Seehoferwill vor allem die jährlichen
Zuwächse der Sozialhilferegelsätze a
den Anstieg derNettoeinkommen de
Arbeitnehmer begrenzen. Damitwerde
das Bedarfsdeckungsprinzip derSozial-
hilfe durchbrochen,klagt Klaus Dörrie,
Hauptgeschäftsführer des Deutsche
ParitätischenWohlfahrtsverbandes.
Arbeitsprojekt für Sozialhilfeempfänger*: Zuwenig Stellen für Ungelernte
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Doch solche Kritik macht essich zu
leicht. Armut ist eine relative Größe
Mit steigendem Wohlstand einerGesell-
schaft mußauch dasSozialhilfeniveau
steigen. Wenn andererseits die Netto
einkommenszuwächse derArbeitneh-
mer unterhalb der Teuerungsratelie-
gen, muß das auch auf dieSozialhilfe
durchschlagen.

Auch Seehofers Vorschlag,Sozial-
hilfeempfängern die Bezüge um 25 Pr
zent zu kürzen, wenn sie „zumutba
Arbeit“ verweigern, bleibt unterhalb
der Schmerzgrenze.Gekoppelt istdiese

* Recycling von Küchengeräten in einer Beschäf-
tigungsgesellschaft der Stadt Frankfurt.
„Am Problem vorbei“
Vielen Städten fehlen Jobs für Sozialhilfeempfänger
rei Sprechtage in der Woch
und jeden Tag dasselbeBild:D Vor dem Büro des Sondersac

gebietes „Hilfe zurArbeit“ im Sozi-
alamt Berlin-Kreuzberg stehen d
Menschen Schlange. „DieLeute
wollen keine Sozialhilfe“, sagt Be
zirksstadträtin Ingeborg Junge-Re
er, „die wolleneineArbeit. Die bit-
ten darum –jeden Tag.“

Rund 4000 Sozialhilfeempfänger
bewerbensich jedesJahr umeinen
Arbeitsplatz, 280Stellen aber kann
die Kreuzberger Behörde nurver-
mitteln. Und so schüttelten die Pra
tiker im Amt die Köpfe, als Bundes
gesundheitsministerHorst Seehofer
in der letzten Woche ihrer Kliente
drohte.

Der Christsozialewill jenen Sozi-
alhilfeempfängern, die zumutbar
Arbeit verweigern, die monatlich
Unterstützung um 25Prozent kür-
zen. „Diese zumutbaren Arbeit
plätze können garnicht abgelehn
werden“, sagt Rita Hermanns vo
der Senatsverwaltung fürSoziales in
Berlin, „esgibt sie nämlichnicht.“

Rund 60 000 arbeitslose Sozial-
hilfeempfänger leben in derHaupt-
stadt –aber nur4200geeignete Job
etwa in Gaststätten, auf dem Bau
oder in Krankenhäusern können die
Behörden anbieten.

Die Arbeitsverträgesind bei Ta-
riflohn oder ortsüblicher Bezahlun
auf drei Jahrebefristet. Ein solche
Job sei, soHermanns, für diemei-
sten „ein Sahnehäubchen“.Denn
nach den dreiJahren können siesich
wieder beimArbeitsamt melden un
Arbeitslosenhilfe beziehen – und d
liegt im Schnitt umrund 500 Mark
höher als die Sozialhilfe.

Wer freilich einen dieser Arbeits
plätze ergatternwill, muß zuvor, wie
in vielen anderen Kommunen auc
im Auftrag der Stadteinige Monate
lang Laub geharkt oderSchnee ge
schippthaben – für runddrei Mark
die Stunde. Auchdiese schlecht be
zahlten Hilfsarbeiter-Stellen seie
so Hermanns, „sehr begehrt“.

In Köln wundern sich Beamte
ebenfalls über den Gesundheitsmi
ster:Eine „Schau“habeSeehofer da
abgezogen, eine, die „am Proble
vorbeigeht“, sagt Sozialamtsleite
Arnd Schwendy: „Uns fehlt es nich
an arbeitswilligen Sozialhilfeemp
fängern, unsfehlt es an geeignete
Arbeitsplätzen.“

Für die Beschäftigung vonSozial-
hilfeempfängerngibt die Stadt jähr-
lich 25 Millionen Mark aus und kann
so rund1000Arbeitsplätze anbieten
Egal, ob die Menschen einen Par
platz bewachenoder im Theater Ku
lissenschieben – auch in Kölnwer-
den sie dafür ein Jahrlang von der
Stadttariflich entlohnt.

Doch den wenigen, diearbeiten
dürfen, stehen am Rhein7200Men-
schen gegenüber, dieleer ausgehen
Tagelöhner-Jobs wie in Berlinbietet
das KölnerSozialamtnicht. Schwen-
dy: „Wenn schonArbeit, dannauch
tariflicher Lohn.“

Aus Kostengründen können die
meistenKommunennicht mehrJobs
beschaffen. Die Hamburger Be
schäftigungsgesellschaften, andenen
meist die Stadt beteiligt ist, bieten
1600Arbeitsplätze an.„Solche Stel-
len kosten Geld“,sagt TordisBat-
scheider von der Sozialbehörde –
Hamburg 89,2 Millionen Mark pro
Jahr: „Damit sind wir aber auch an
unsere finanziellen Grenzen gesto-
ßen.“
31DER SPIEGEL 30/1995



Gesundheitsminister Seehofer
Der Druck auf Fürsorgeempfänger wächst
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Zwangsmaßnahme, die auch nachgelten-
dem Rechtschon möglichist, mit Einglie-
derungshilfen für arbeitsloseSozialhilfe-
bezieher.

Gegen dasPrinzip „Arbeit vor Sozial-
hilfe“ hat selbstUrsula Engelen-Kefer
DGB-Vize, wenig einzuwenden. Si
nimmt allerdings Anstoß, daß die Ge
meinde,nicht derBund die Kosten de
Eingliederung zu tragenhabe.

Offen ist, ob Seehofer nurtariflich be-
zahlte,sozialversicherungspflichtige A
beit als „zumutbar“ verstandenwissen
will. Wäre dasanders, drohte demSozial-
staat tatsächlich Gefahr.Leicht könnten
Sozialhilfeempfänger, die jeden Job an
nehmen müssen, alsLohndrücker tarif-
lich bezahlte Ungelernte von ihren P
sten verdrängen.

Auf den Vorwurf, mit seiner Konkreti
sierung desLohnabstandsgebotswolle er
die Regelsätze drücken, kannSeehofer
kontern: In denalten Ländern, soseine
Modellrechnung, werde dasEinkommen
der Familien mit dreiKindern nach Erhö
hung von Kindergeld, Wohngeld und d
steuerlichen Freistellung des Existenzm
nimums um16,3Prozent über derSozial-
hilfe liegen. DasAbstandsgebot – 15 Pro
zent zwischenFamilieneinkommen un
Sozialhilfesatz –werdealso nichtdurch
Kürzungen bei den Regelsätzen, sondern
vor allemdurch eine Erhöhung desFami-
lienleistungsausgleichseingehalten.

SozialeGrausamkeiten konntenSee-
hofer und Blümbislangvermeiden. Doch
der Druck auf die Fürsorgeempfänge
wächst. Mit ihrem Sparprogramm bes
tigen dieRegierenden das Urteil der br
ven Bürger vom schönen faulenLeben in
der sozialen Hängematte.

Statt, wie vollmundig angekündigt
den Sozialstaatumzubauen,liefert die
Kohl-Regierung nur Sparstückwer
Zoll um Zoll gerät dabei dieSozialpolitik
auf die schiefeEbene.

Norbert Blüm, der Herold derplanmä-
ßigenUmkonstruktion desSozialstaats
flüchtet sich unter demSpardiktatTheo
32 DER SPIEGEL 30/1995
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Immer mehr ins Abseits  Angaben in

westdeutschland

Empfänger von
arbeitslosengeld

Empfänger von
arbeitslosenhilfe
Waigels inplanlose punktuelleOperatio-
nen, diehier einpaarMillionen bringen
und dort eine halbeMilliarde verschie-
ben.

„Das Gefährlichedabei ist“,sorgtsich
Wilhelm Adamy, für den DGB in de
Selbstverwaltung derBundesanstalt fü
Arbeit, „Blüm läßt es zu, dieArbeits-
marktpolitik zur Entlastung des Bunde
haushaltes zu instrumentalisieren.“

Das ist nicht alles. Staatsaufgabenwer-
den der Arbeitslosen- und Rentenver
cherung aufgepfropft, dieLohnnebenko
sten aufhohemNiveau gehalten.

Blüms Kollege Seehofer verspra
zwar, „wir machen keinen Verschieb
3 94 95 92 93 94 95
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 Tausend, jeweils Juni-Werte

ostdeutschland
bahnhof“, abergenau das ist nu
sein Konzept. SeehofersSozial-
hilfereform etwa setztdarauf,
daß die Gemeinden mit Lohnko
stenzuschüssen Sozialhilfeem
fänger wenigstens für ein halbe
Jahr in Lohn und Brotbringen.
Ist das geschafft undwerden sie
dann wieder arbeitslos, sind di
ehemaligen Sozialhilfekliente
Kunden der NürnbergerBundes-
anstalt, die Kosten zahlen d
Beitragszahler.

Der Kniff, Staatsaufgaben de
Sozialversicherungen zuzusch
ben, hatinzwischenauch schon
deutliche Spuren in derStatistik
hinterlassen. Der mit Beiträge
finanzierteAnteil desSozialbud-
gets stieg von1980 bis 1993 von
61,8 Prozent auf63,9 Prozent,
der Anteil der steuerfinanzierte
Mittel ging von 36,1Prozent au
33,9Prozent zurück.

Richtig schlagkräftig wird die
Beweisführung über den unbe
zahlbarenSozialstaatdurch die
Behauptung massenhaftenMiß-
brauchs.Auch dafür lassensich
Blüm und Seehofer einspanne
Die Novellierung von Arbeitslo
senhilfe und Sozialhilfehaben,
so maßvoll dasRecht auch ver-
s-

s-

ie
en-

n

n-
ändert wird, eine neue Qualität: Die
Empfänger staatlicher Fürsorgesollen
stärker aufihre „Arbeitswilligkeit gete-
stet werden“ (Blüm). Das Vorurteil de
Faulheit kriegt einenquasi amtlichen
Stempel.

„Ich muß verhindern, daß jeman
sich häuslich in derArbeitslosenhilfe
einrichtet“, begründet Blümseine Spar
aktion. Doch so häuslich ist esdort für
die meisten ohnehin nicht. Durch
schnittlich müssen dieWest-Arbeitslo-
sen mit 1008Mark pro Monatauskom-
men, die im Osten mit 782 Mark. Im
Westen ist die Kaufkraft der Arbeitslo
senhilfenominal von1993 auf 1994 um
6,1 Prozent gesunken.

700 Millionen Mark Arbeitslosenhilfe
soll Finanzminister Waigel künftig ein-
sparen,weil Blüm denAnteil von Lang-
zeitarbeitslosen in Arbeitsbeschaffung
maßnahmen (ABM) erhöhenwill. Und
die werden von der Nürnberger Bunde
anstalt fürArbeit – und damit von den
Versicherten – finanziert.

Der ABM-Etat der Nürnberger An-
stalt wird jedochdeshalb nichtaufge-
stockt. Also fehlen die Mittel, mitdenen
Blüm Waigel entlastet,denen, die sie
bisherbekommen haben.

400 MillionenMark will Blüm dem Fi-
nanzminister einsparen, indem er d
Bemessungsgrenze für die Arbeitslos
hilfe alle drei Jahre absenkt.Grund: Die
Qualifikation der Langzeitarbeitslose
sinke mit derDauer ihrer Verbannung
aus dem Arbeitsleben; die Arbeitslose
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Der Finanzminister spart
Millionen, die

Länder werden belastet
Funks Sternstunde
RUDOLF AUGSTEIN
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a wird der französischeStaats-
präsident Chirac sich aberDmächtig ärgern, wenn er de

neuenStern, wie es seineGewohnheit
ist, zum Wochenendeaufblättert.
Zwar spricht er nichtdeutsch, wie
Genscher und ich bei einem Ga
mahl in Hamburg feststellenkonn-
ten. Aber esgibt ja Übersetzer.

Die Hamburger Illustrierte ruft
zu einer Postkarten-Aktiongegen
Chiracauf. Das ist natürlich nicht po-
pulistischgemeint, sondernsoll bloß
die Auflage steigern helfen. Chira
hingegen hat bei seiner einsamenEnt-
scheidung, so meintStern-Chefre-
dakteur Dr. Werner Funk,durchsich-
tige (!), innenpolitische (!), populisti
sche Gründegehabt. Mir scheint,
wenn der die jetzt schon abgebildet
Protestler sieht,wird ihm amehesten
noch der Protest desModels Nadja
Auermann oder desFußballers Jür
gen Klinsmann zudenken geben.

Funk, als Führungskraft auch im
HauseSPIEGEL über 20Jahreaus-
gewiesen, wird ihm die Postsäc
„persönlich“ übergeben. Erwird das
zumindest „versuchen“. Populismu
Gewiß nicht.

Aber hat derSterndennnichtrecht
mit seinem „Nein zu Frankreich
Atomtests“?Doch, hat er. Wie all die
anderenMillionen, diesichgegen die
sen provokativen Alleingangausge-
sprochen haben. Nur sollte man
Jacques Chirac, diesen altgedien
Fahrensmann,nicht für einenpoliti-
schenTrottel halten.

Es mag sein, daß er die weltwe
Empörung ein wenig unterschätz
hat. Aber daßallesich empörenwür-
den, hat ergewußt, einkalkuliert un
gewollt. Die Provokation war ge
plant. Sie warnicht so sehr für de
Hausgebrauch bestimmt (was man
wohl Populismusnennen könnte)
sondern für undgegen dieVerbünde-
ten, namentlich an die deutsch
Adresse gerichtet. Von „Ihr könn
mich mal“ bis zu „Wirbleiben für im-
mer Freunde“bleibt da Spielraum.

Ja, wir werden mit Chirac größere
Schwierigkeitenhaben als mitjedem
anderenNachfolger deGaulles. Daß
er rechtclever ist, hat erdoch schon
wieder bewiesen, indem er die franz
sische Mitschuld an der „Verbrin-
gung“ von 13 500Judeneindeutig und
„auf ewig“ festgestellthat. Er entla-
stet sich auch durchMuskelspiele in
Bosnien.

Funks undanderer LeuteBriefsäk-
ke sinddarumblinder Aktionismus
weil Chirac objektiv gar nichtmehr
zurückkann. Er würde damit seine
eigenen Untergang und den der Fü
ten Republikeinläuten. Es würde ihn
niemand mehr achten.

Die eigentliche Leistung des im
merhin großen Charles de Gaulle
ja nicht sein Rückzug ausAlgerien
(jeder hätte da rausgemußt) undnicht
die „Force de frappe“,dieseGour-
met-Spezialität für Militärs.Nein, er
hat die innenpolitischen Zwistigke
ten auf einebeträchtlicheDauer ru-
higgestellt:durch eineNicht-Verfas-
sung, durchden, wieMitterrand ihn
vor Amtsantritt nannte und hinterh
positiv exekutierte, „permanente
Staatsstreich“.

Ebenweil die Stiefel desGenerals
jedem Nachfolger zu großseinmuß-
ten (siehe Bismarck), fühltsich der er-
ste wirkliche NeogaullistChirac be-
müßigt, beidseitig aufzustampfen
nach demMotto: „Jekleiner derStie-
fel, desto größer derAbsatz“.

Das mag ein Fehlerseinoderauch
nicht. Er ist als einLebendereinge-
mauert ineinen Sarg, der in eine
Kamin steht. Vonsich ausumfallen
kann ernicht. Wer Chirac einwenig
kennt, wird abernicht glauben, daß
ausgerechnet ein deutscher Chef
dakteur ihm ausdiesem Dilemma
heraushilft.

Um ja kein Mißverständnisauf-
kommen zulassen: ChiracsCoup war
ein ungezogener Anschlag auf d
Völkergemeinschaft, ein Rückfall in
den Kolonialismus, ein weitere
Schritt zur Vernichtung der Biosph
re diesesPlaneten. Nur muß ma
nicht meinen, er habesich vonseiner
Nation und ihren „Meisterdenkern
sichtlich entfernt. „Warumnicht?“
fragt Bernard-Henri Le´vy, und An-
dré Glucksmann billigt den Deut-
schen sogarAtomwaffen zu. Beide
versteckensich hinter ihremtechni-
schenUnverstand.

Gern möchte ich mir die golden
Pappnase für die gröbstejournalisti-
sche Fehleinschätzung seit derWahl
Harry S. Trumans zum Präsidenten
anno 1948 aufsetzen lassen, wen
Jacques Chirac zurückweicht. Erwird
das nichttun.
hilfe müsse sichdaran orientieren, i
welchePositionen sie überhauptnoch zu
vermitteln seien.

Dem Aufschrei der Empörungbegeg-
nete Blüm mit dem Argument, dasalles
steheseitJahren im Gesetz.Theoretisch
richtig, nur wurde esnicht praktiziert.
Die Arbeitsämtersehen keine Chanc
individuell abzuschätzen, welcheChan-
cen ein Arbeitsloser amMarkt hat.

Jetzt soll die Bemessungsgrundlag
einfach alledrei Jahre ohne Rücksicht
auf individuelle Fähigkeitenoder Pro-
bleme umfünf Prozent gesenktwerden.
Doch jede Absenkung muß mit eine
Vermittlungsversuch auf dem vorhe
gen Niveauverbunden sein. DieRut-
schenachunten endet auf demniedrig-
sten Tarif.

Der Arbeitsminister begründet diese
Rigorosität alleindamit, denArbeitswil-
ligen die „Rückkehr in denArbeits-
markt“ zu bahnen. Dochwenn Fachar
beiter nach langerErwerbslosigkeit ge
zwungenwerden, Arbeit für Ungelernt
anzunehmen, erhöhensich ihre Chan-
cen nur minimal. Es steigt ja nur d
Zahl der Bewerber,nicht dasAngebot
an Stellen fürUngelernte (sieheKasten
Seite 31).

NachgleichemMuster lassensich fast
alle neuen Maßnahmen einordne
Wenn die Arbeitslosenhilfe für übe
60jährige entfällt,spartWaigel 300Mil-
lionen – die Rentenversicherung beza
sie. Und die Verlagerung der Fahrge
erstattung für Schwerbehinderte im ö
fentlichen Personenverkehr heißt: D
Finanzminister spart 300 Millionen, d
Länder werden belastet.

Ein Sonderfall ist der geplanteWeg-
fall der „originären“ Arbeitslosenhilfe.
Dieser Einschnitt bringtWaigel immer-
hin 600 MillionenMark pro Jahr.

Anspruch aufdieseUnterstützung ha-
ben im wesentlichenZeitsoldaten und
Referendare, dienach Ablauf ihrer
Dienstzeitoder ihrer Ausbildung keine
Arbeit finden. Begünstigt sind aber
auchStudenten, dieweniger als 150 Ta
ge Beiträge zur Arbeitslosenversich
rung gezahlthaben. DieHilfe ist ohne-
hin auf ein Jahr begrenzt.

Doch selbst diese Kürzung istkeine
echte Ersparnis. Die kleinereGruppe
der Studenten stößtgleich zuBeginn ih-
res Arbeitslebens zumHeer derSozial-
hilfeempfänger.

Für die verhinderten Staatsdiener d
gegen ist anderweitig gesorgt; für siesoll
der Dienstherrsorgen – und das sind
der überwiegendenZahl der Fälle die
Länder. Y
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